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Änderungsantrag 
 
der Fraktion der AfD 
 
 
zu dem „Dritten Gesetz zur Änderung der Landesbauordnung 2018 und weiterer Vor-
schriften im Land Nordrhein-Westfalen“ 
 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung  
Drucksache 18/17474 
 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bauen, 
Wohnen und Digitalisierung 
Drucksache 18/19457 
 
 
Die Fraktion der AfD beantragt, den genannten Gesetzentwurf wie folgt zu ändern: 
 
 
1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 
 

Ziffer 23. wird durch folgende Ziffer 23. ersetzt: 
 

„23.  § 54 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„(3) Brandschutzkonzepte für bauliche Anlagen werden von sachverständigen Per-
sonen nach § 87 Absatz 2 für die Prüfung des Brandschutzes oder von öffentlich 
bestellten und vereidigten Sachverständigen für vorbeugenden Brandschutz nach 
§ 36 der Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 
1999 (BGBl. I S. 202) in der jeweils geltenden Fassung oder von natürlichen Per-
sonen aufgestellt, die bei einer gemäß der VO (EG) 765/2008 gemäß DIN EN 
ISO/IEC 17024 akkreditierten Zertifizierungsstelle erfolgreich eine Prüfung als 
Sachverständiger für den vorbeugenden Brandschutz nach dem Landesrecht ab-
gelegt haben und dafür zertifiziert sind und sich einer jährlichen Überwachung 
durch diese akkreditierte Zertifizierungsstelle unterziehen.““ 

 
2. Artikel 2 wird ersatzlos gestrichen.  
 Die Nummerierung der nachfolgenden Artikel verschiebt sich entsprechend. 
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Begründung: 
 
Zu 1: 
Die in § 54 Abs. 3 BauO NRW in der Fassung des Gesetzesentwurfs vorgesehene Beschrän-
kung des zur Erstellung von Brandschutzkonzepten berufenen Personenkreises auf staatlich 
anerkannte Sachverständige für die Prüfung des Brandschutzes und öffentlich bestellte und 
vereidigte Sachverständige für vorbeugenden Brandschutz verstößt gegen die in Art. 49 AEUV 
garantierte Dienstleistungsfreiheit und gegen Art. 15 und 16 der Dienstleistungsrichtlinie 
(2006/123/EG), denn sie schließt qualifizierte Sachverständige ohne sachlichen Grund von 
der Tätigkeit in Nordrhein-Westfalen aus. Weder die Musterbauordnung (MBO) noch die Lan-
desbauordnungen der 15 weiteren Bundesländer kennen eine dem zu ändernden § 54 Abs. 3 
BauO NRW entsprechende Vorschrift für die Erstellung von Brandschutzkonzepten, sodass 
dies einen nordrhein-westfälischen Sonderweg bedeuten würde.  
 
Die DIN EN ISO/IEC 17024 basiert auf einem europaweit harmonisierten Zertifizierungssys-
tem, das durch staatlich akkreditierte Stellen (in Deutschland: DAkkS nach Verordnung (EG) 
Nr. 765/2008) überwacht wird und eine kontinuierliche Überprüfung der Fachkunde durch ver-
pflichtende Rezertifizierungsverfahren unter staatlicher Kontrolle sicherstellt. Damit gewähr-
leistet die DIN EN ISO/IEC 17024 nicht nur eine einmalige Feststellung der Qualifikation, son-
dern eine dauerhafte Sicherung und Aktualisierung der fachlichen Kompetenz. Ein erhöhter 
Prüfungsaufwand kann sich für Bauaufsichtsbehörden zwar daraus ergeben, dass diese prü-
fen müssen, ob die Person, die ein Brandschutzkonzept erstellt hat, eine „nach Sachkunde 
und Erfahrung vergleichbar geeignete Person“ für die Erstellung von Brandschutzkonzepten 
ist. Diese Prüfung würde sich jedoch erübrigen, wenn auch gemäß DIN EN ISO/IEC 17024 
zertifizierte Sachverständige für vorbeugenden Brandschutz als geeignete Personen in den 
Kreis der zur Erstellung von Brandschutzkonzepten berechtigten Personen aufgenommen 
werden, wie es der vorliegende Änderungsantrag vorsieht.  
 
 
Zu 2.: 
Die vorgesehenen tiefgreifenden Änderungen am Denkmalschutzgesetz NRW (DSchG NRW) 
sollten getrennt von den Änderungen der Landesbauordnung und zu einem späteren Zeitpunkt 
abgestimmt werden. Die von der Landesregierung zugesagte Evaluation der letzten Änderun-
gen am DSchG NRW von 2022 sollte als Grundlage für eine etwaige Nachsteuerung heran-
gezogen werden, ist aber noch immer nicht publik. Die im Gesetzesentwurf vorgesehenen 
pauschalen Sonderregelungen für Liegenschaften von Land und Bund schwächen die Vorbild-
funktion des Staates bei Denkmalschutz und -pflege. Die in Anspruch genommene Rahmen-
richtlinie für die Gesamtverteidigung (RRGV) sowie der notwendige Ausbau der Bundeswehr-
Infrastruktur sehen außerdem keine Regelungen vor, den Schutzstatus von denkmalgeschütz-
ten Kulturgütern bis hin zu Universitätsgebäuden, Klöstern, Schlössern u. a. historischen 
Großbauten in Landesträgerschaft in diesem Ausmaß abzubauen. Auch die weitere Schwä-
chung der Denkmalfachämter der Landschaftsverbände ist in diesem Zusammenhang – ins-
besondere hinsichtlich der bislang ausgebliebenen Evaluation – nicht zu rechtfertigen. 
 
 
 
Carlo Clemens 
Dr. Martin Vincentz 
Christian Loose 
 
und Fraktion 


